
Der ehemalige Bundeswehrgeneral Erich Vadwarnt
im Interview vor einem gefährlichen Kurs.

Aufrüstung als Antwort auf wirtschaftlichen Abstieg, sagt er,
könne Europa endgültig destabilisieren

RAPHAEL SCHMELLER

„Esbraucht
eineaktivePolitik
desAusgleichsund

desDialogs“

Auch in den USA hat man im Kon-
text des Zweiten Weltkriegs damals
auf Kriegswirtschaft gesetzt.

Richtig, der New Deal in den
1930er-Jahren hatte die amerikani-
sche Wirtschaft nicht nachhaltig
stabilisiert. Erst mit dem Kriegsein-
tritt der USA 1941 kam es zu Vollbe-
schäftigung und einemWirtschafts-
boom infolge der Aufrüstung.

Der Unterschied zu Deutschland
aber ist entscheidend: In den USA
fand Krieg praktisch nicht auf eige-
nem Boden statt. Europa dagegen
ging ins Inferno. Nach dem Krieg
konntennur dieUSAproblemlos auf
Friedenswirtschaft umschalten, da
ihre Infrastruktur nicht zerstörtwar.

Heute gilt: Wenn Kriegswirt-
schaft tatsächlich in einen Krieg
mündete, fände dieser Krieg genau
hier statt, im Zentrum Europas, in
Deutschland, bei uns. Fast zynisch
gesagt: Kriegswirtschaft rechnet
sich aus der europäischen und
deutschen Interessenlage heraus
nicht,weil – vomEndeher gedacht –
das zerstört würde, was verteidigt
werden sollte.

Widerspricht eine Kriegswirtschaft
den Prinzipien der sozialen Markt-
wirtschaft?

Absolut. Sie führt zwangsläufig
zur Verknappung ziviler Güter, zu
erheblichen Wohlstandsverlusten,
vor allem zu massiver Beanspru-
chung und Indienststellung der
Zivilgesellschaft.

Da kommt man nicht mehr mit
Freiwilligkeit hin, sondern man
mussMenschen faktischdazubewe-
gen oder zwingen, in die Rüstungs-
industrie zu wechseln. Die Ausru-
fung des sogenannten Spannungs-
falls nach Artikel 80a des Grundge-
setzeswird bereits vonPolitikern der
Regierungskoalition angemahnt. Sie
ist logische Folge einer Einschät-
zung, dass wir uns bereits im Krieg
beziehungsweise in einer Art Vor-
kriegmit Russlandbefänden.

Dadurch würde die Notstands-
gesetzgebung aktiviert; es hätte eine
Mobilisierung der Zivilgesellschaft
sowie eine weitgehende Notstands-
regierung auf Zeit mit umfassender
politischer Kontrolle über die Men-
schen zur Folge.

Auf den ersten Blick ließen sich
dadurch „zwangsweise“ Vollbe-
schäftigung erzielen und gleichzei-
tig gesellschaftliche Probleme wie
Migration oder der wachsende
Rechtspopulismus in Deutschland
politisch in den Griff bekommen,
aber eben nur scheinbar, nur kurz-
fristig, nicht nachhaltig und: mit fa-
talen Konsequenzen. Wenn das der
Plan der Regierung wäre, wäre das
alles sehr kurzsichtig gedacht.

Wohin kann diese Entwicklung aus
Ihrer Sicht führen?

Die Gefahr ist groß, dass man
über die Kriegsökonomie immer
mehr in denKriegsmodus gerät und
tatsächlich am Ende in einem Krieg
landet, den man gar nicht wollte
und will. Das ist eine hochgefährli-
che Entwicklung.

Die Rechnung, dass sich Kriegs-
ökonomie wirtschaftlich lohnt, ist
für Deutschland keine zu Ende ge-
dachte, rationale Option: Zum Bei-
spiel fließen über 65 Prozent der er-
höhten Nato-Verteidigungsausga-
ben letztlich zurück in die US-Wirt-
schaft, weil wir überwiegend
US-Waffensysteme kaufen. Nur für
die USA ist das ein Gewinn.

Sie sind als Unternehmensberater
und Vortragsredner international
gut vernetzt. Was hören Sie aus
Unternehmerkreisen? Setzen dort
alle auf Kriegswirtschaft?

Nein, das ist sehr gespalten. Die
Automobilbranche – besonders in
Baden-Württemberg – ist teilweise
froh über die Rüstungsoption. Auch
im Start-up-Bereich passiert viel im
Aufrüstungssegment, weil dort ak-
tuell sehr viel Geld verdient werden
kann.

Der Staat schüttet Milliarden
aus. Gleichzeitig leiden viele Unter-
nehmen massiv unter hohen Ener-
giekosten, Bürokratie, ökologischen
Auflagen, Personalkosten. Viele
wandern ab. Kapital fließt aus
Deutschland ab. Das sind extrem
schlechte Entwicklungen.

Natürlich muss die Bundeswehr
aufrüsten. Sie war zu Beginn des
Ukraine-Kriegs faktisch „blank“
und ist heute teilweise noch blan-

D
eutschland rüstet
auf. Milliarden
fließen in die Ver-
teidigung, Unter-
nehmen stellen
auf Rüstungsgü-

ter um und Politiker sprechen offen
von Kriegswirtschaft.

Der ehemalige Bundeswehrge-
neral und frühere Militärberater
von Angela Merkel, Erich Vad, hält
diesen Kurs für gefährlich – wirt-
schaftlich, gesellschaftlich und si-
cherheitspolitisch. Im Interview
spricht er über historische Paralle-
len, die innenpolitischen Motive
der Aufrüstung und darüber, wa-
rum Europa dringend einen ande-
renWeg einschlagenmuss.

Herr Vad, der Krieg in der Ukraine
dauert inzwischen fast vier Jahre. Sie
beobachten die Folgen dieses Kon-
flikts auch für Deutschland sehr ge-
nau. Was fällt Ihnen derzeit beson-
ders auf?

Bereits Clausewitz hatte erkannt,
dass der Krieg dem „Handel“, also
der Wirtschaft gleiche und jeder
Krieg zu allen Zeiten dem „Gebiet
des gesellschaftlichen Lebens“ zu-
zuordnen sei. Dieser Zusammen-
hang ist mir wieder in Erinnerung
gerufen worden, als der Ökonom
Clemens Fuest, den ich ansonsten
schätze, kürzlich sagte, wir müssten
uns angesichts der drohenden Ge-
fahr aus Russland immer stärker in
RichtungKriegswirtschaft bewegen.

Wirtschaftsministerin Katherina
Reiche hatte vor einigen Wochen
bereits gesagt, die deutsche Wirt-
schaft stehe vor dem Infarkt. Die
Chefin der Bundesagentur für
Arbeit, Andrea Nahles, sieht wiede-
rum kaum noch Möglichkeiten,
Arbeitslose in den Arbeitsmarkt zu
integrieren. Wir haben also eine
hoch angespannte wirtschaftliche
Lage und eine hoch angespannte
gesellschaftliche Situationmit Pola-
risierung, dem Erstarken radikaler
Kräfte – nicht nur in Deutschland,
sondern in ganz Europa.

Sehen Sie darin bereits mehr als nur
eine wirtschaftliche Krise?

Ja, wir reden nicht nur von Stag-
nation, sondern von einem echten
wirtschaftlichen Einbruch. Die
Arbeitslosenzahlen werden die
Drei-Millionen-Marke deutlich
überschreiten.

In diesem Zusammenhang ent-
steht der Eindruck, dass Kriegswirt-
schaft, also das Ablösen der freien,
sozialenMarktwirtschaft durch eine
auf Krieg hin ausgerichtete, staatli-
che Planungswirtschaft, auch des-
halbals attraktiv erscheinenkönnte,
weil sie Beschäftigung schafft. Zu-
lieferer aus der Automobilbranche
sind teilweise froh, indenRüstungs-
bereich zu wechseln, um Arbeits-
plätze zu sichern.

Das kann ich menschlich nach-
vollziehen, aber es ist sehr kurz ge-
dacht. Ich fragemich, obwir Kriegs-
wirtschaft wirklich nur wegen einer
angeblich umfassenden Bedrohung
aus dem Osten brauchen, oder ob
sie nicht auch angestrebt wird, weil
sich unsereWirtschaft inmassivem,
nie da gewesenem Niedergang be-
findet und damit der Trend zur
Kriegswirtschaft quasi aus wirt-
schaftlicher Not heraus geboren
wurde.

Welche historischen Parallelen zur
heutigen Situation sehen Sie?

In den 1930er-Jahren setzte das
Deutsche Reich aus bekannten
Gründenmassiv auf Aufrüstung. Die
Arbeitslosigkeit verschwand schnell,
auch dank Infrastrukturprogram-
menwie demAutobahnbau.

Es gab am Vorabend des Zweiten
WeltkriegsVollbeschäftigung,die In-
dustrieproduktion lief auf vollen
Touren. Alles sah nach einem Wirt-
schaftswunder aus, die meisten
Deutschen glaubten daran. Doch
das hatte fatale Folgen: Deutschland
war überschuldet, zahlungsunfähig
und stand de facto vor dem Staats-
bankrott. Die Regierung, genau: eine
Diktatur,hätte zurücktretenmüssen,
hat aber stattdessen einenWeltkrieg
vomZaun gebrochen.
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Die Bereitschaft, in eine Kriegsökonomie zu gehen, rechne sich für Deutschland nicht, sagt Erich Vad. ANNE SCHÖNHARTING/OSTKREUZ
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ker, weil wir aus den Beständen der
Bundeswehr massiv Waffensysteme
und Ausrüstung an die Ukraine abge-
gebenhaben.Aufrüstung ist nicht un-
berechtigt. Aber die Maßlosigkeit da-
bei, diese Bereitschaft, voll in eine
Kriegsökonomie zu gehen, das rech-
net sich für Deutschland nicht, schon
gar nicht auf lange Sicht.

Viele Unternehmer sind hochgra-
dig verunsichert: Vor kurzem hat der
Veranstalter nach einem Vortrag von
mir die anwesenden Unternehmer
gefragt: „Wer von Ihnenhat schonda-
rüber nachgedacht, mit seinem
Unternehmen ins Ausland zu ge-
hen?“Nicht nur einige, wie ich erwar-
tete, sondernalleHändegingenhoch.
Ein Alarmsignal.

Was macht Deutschland Ihrer Mei-
nung nach falsch?

Ein zentrales Beispiel: die Energie-
politik. Es ist wirtschaftlich unklug,
dass wir die Energie- und Technolo-
giepartnerschaft mit Russland kom-
plett aufgegeben haben, während
unser wichtigster Bündnispartner,
die USA, parallel Wirtschaftsabkom-
menmit Russland sondierte.

Wir sind stolz darauf, nicht mit
Russland wegen seines Völkerrechts-
bruchs zu reden und mit einer seit
Jahrzehnten, von Konrad Adenauer
begründeten Tradition zu brechen,
während unser wichtigster Verbün-
deter seit über einem Jahr auf allen
Kanälen mit Moskau spricht. Wir
denken an das Entsenden deutscher
Soldaten in die Ukraine, während wir
gleichzeitig hunderttausenden wehr-
fähigen Ukrainern Kriegsdienstver-
weigerung ermöglichen und ihnen
Bürgergeld zahlen.

Könnte es sein, dass die man-
gelnde Wehrmotivation in Deutsch-
land auch darauf zurückzuführen ist?
Bei aller Solidarität: Militärische
Unterstützung derUkraine ist legitim.
Aber altruistisches „all in“, vorbei an
vitalen deutschen Interessen, das
deutsche Außen- und Sicherheits-
politik seit vier Jahren betreibt, ist ein
großer Fehler.

Sehen Sie in der gegenwärtigen Auf-
rüstung Deutschlands eher eine kurz-
fristige Reaktion auf den Ukraine-
Krieg oder den Beginn einer dauerhaf-
ten strukturellen Neuordnung von
Staat und Wirtschaft?

Es ist ein langfristiger Trend, der
sich längst von der Ukraine-Frage ge-
löst hat. Ich frage seit Jahren: Warum
kam keine Friedensinitiative aus
Deutschland,warumbeteiligt sichdie
Bundesregierung nicht an amerikani-
schen Initiativen zum Interessenaus-
gleich mit Russland? Warum nutzen
wir dieses politische Zeitfenster der
US-Administration nicht selbst für
Verhandlungen mit Russland und
bringen uns aktiv ein?

Stattdessen fahrenwir eineperma-
nente, eindimensionale Russland-
politik. Erklärt sich diese bedenkliche
Politik auch mit dadurch, dass dieser
eskalatorische außenpolitische Kurs
mit Kriegsrhetorik womöglich von
den massiven innenpolitischen und
wirtschaftlichen Problemen unseres
Landes ablenken soll?

Was steckt aus Ihrer Sicht hinter dieser
Logik?

Die Aufrüstung wird mit Russland
begründet, aber das ist nicht die
ganzeWahrheit. Es geht auch darum,
den wirtschaftlichen Abstieg
Deutschlands abzufedern. Man setzt
auch deswegen auf Kriegsökonomie,
das Bild vom „bösen Russen“ kommt
damanchem gut zupass.

So etwas ist extremkurzsichtig. Ich
habe es oben und inmeinen Publika-
tionen deutlich gesagt: Wenn wir in
einen Krieg in Zentraleuropa geraten,
ist Deutschland Aufmarschgebiet, lo-
gistische Drehscheibe, Schlachtfeld.
Von daher bezweifle ich eine gesamt-
wirtschaftliche Rendite und eine
echte Wertschöpfung für unser Land.
Europa und wir bräuchten Jahr-
zehnte, umuns zu erholen.

Warum sehen europäische Eliten diese
Gefahr nicht?

Schauen Sie sich Großbritannien,
Frankreich und Deutschland an,
unsere „Coalition of the Willing“ für
eine harte politische Gangart mit
Russland. Alle drei Länder – Frank-
reich ist bereits zahlungsunfähig –ha-
ben stagnierendeoder schrumpfende
Volkswirtschaften, erhebliche Migra-
tionsprobleme, starken innenpoliti-
schen Druck durch wachsenden

bringt uns nichts außer der Gefahr
eines europäischenKrieges.Deutsch-
land als Welthandelsnation darf aus
ureigenemnationalen Interesse nicht
dabei mithelfen, die Welt in „gute“
demokratische und „böse“ autokrati-
schemoralischeLager zu spalten.Das
führt zu Doppelmoral, es ist zudem
politisch unklug.

Apropos, wie bewerten Sie die China-
Politik der Bundesregierung?

Ein allgemeines Decoupling, also
ein Beenden unserer wirtschaftlichen
Aktivitäten mit China, wäre fatal. Wir
sind wirtschaftlich auf China ange-
wiesen. Die Menschenrechte sollte
man ansprechen, pragmatisch. Nicht
zu vergessen: Auch Russland ver-
schwindet nach dem Ukraine-Krieg
nicht von der politischen Landkarte
und war und bleibt für die europäi-
sche Sicherheit, die Technologie und
die Energiepolitik von Bedeutung.
Eine sich am Beispiel der USA orien-
tierende Revision unserer Politik
gegenüber Russland wird schwierig.
Aber wir sollten es versuchen.

Die Europäer argumentieren, dass
massive Investitionen in Aufrüstung
den Ukraine-Krieg entscheiden kön-
nen. Stimmt das?

Definitiv nein, vier Jahre Waffen-
lieferungen ohne erreichbare politi-
sche und militärische Ziele sind ge-
scheitert und wirklich genug für die
notleidenden Ukrainer. Die Ukraine
steht militärisch mit dem Rücken zur
Wand. Es wird keine militärische Lö-
sung in unserem Sinne für die Uk-
raine geben. Weitere 90 Milliarden
Euro der EU für Waffen, wie jetzt ge-
plant, sind politisch und wirtschaft-
lich verantwortungslos. Stattdessen
braucht es Interessenausgleich und
Diplomatie. Unser wichtigster Ver-
bündeter, Washington, spricht mit
Moskau, wir aber nicht. Das ist keine
kluge Politik.

Wie könnte ein Frieden in der Ukraine
aussehen?

Nur über Sicherheitsgarantien für
beide Seiten. Keine Nato-Mitglied-
schaft der Ukraine, keine westlichen
Truppen in der Ukraine und eine be-
waffnete, von uns politisch und mili-
tärisch unterstützte Neutralität der
Ukraine. Alles andere ist zum Schei-
tern verurteilt.

Was meinen Sie: Wird der Ukraine-
Krieg 2026 beendet werden?

Eher unwahrscheinlich. Erwartbar
ist ein Waffenstillstand, ein eingefro-
rener Konflikt, der jederzeit heiß wer-
den kann. Umso dringender braucht
es eine aktive Politik des Ausgleichs
und des Dialogs, um einen europäi-
schen Krieg zu verhindern.

Rechtspopulismus in Europa. Die Re-
gierungschefs liegen gleichermaßen
schlecht in den Umfragen und wür-
den nach Lage der Dinge die nächs-
tenWahlennicht gewinnen.Dieharte
politische Gangart nach außen lenkt
von innenpolitischen Problemen ab.
Wir reden nur noch über: Waffen,
Russland, Bedrohung.Derwirtschaft-
liche und soziale Verfall unserer Ge-
sellschaften verschwindet weitge-
hend aus der öffentlichenDebatte.

Welche Rolle spielt die EU dabei?
Ich halte die Aufrüstungshysterie

der EU für verfehlt. Erst irrationaler
„Green Deal“, jetzt das überzogene
Großprojekt „ReArm Europe“.
Europa hat gewiss Nachholbedarf in
der Verteidigung, ja, aber dieseMaß-
losigkeit, die Dämonisierung Russ-
lands über eine Neuauflage der Do-
mino-Theorie, das ist brandgefähr-
lich. Diese Logik hat schon im Viet-
namkrieg zu einer Katastrophe
geführt. Russland geht es – wie allen
Weltmächten – vorrangig um die
Kontrolle seiner strategischen Peri-
pherie, nicht um einen Angriff auf
das Nato-Bündnisgebiet auf einer
Frontlänge von mehr als 3000 Kilo-
metern. Dazu ist Russland absehbar
militärisch nicht befähigt, und es hat
auch nicht die politische Absicht.
Die amerikanischen Nachrichten-
dienste sind da sehr eindeutig. Mili-
tärs wie ich denken realpolitisch und
faktenbasiert.

Warum denkt Europa nicht mehr
pragmatisch?

Weil unsere Eliten nach dem An-
griff Russlands auf dieUkraine in eine
Art Panikstarre verfallen sind. Das
alte Sicherheitsverständnis undunser
wertebasiertes Denken greifen nicht
mehr. Die Welt ist multipolar und
komplexer geworden. Wir brauchen
eine neue regelbasierteWeltordnung,
in der Europa sich als eigenständiger
strategischer Akteur zwischen USA,
Russland, China und dem globalen
Süden positioniert. Davon sind wir
aber politisch meilenweit entfernt:
Wir waren im Gegenteil noch nie so
abhängig von denUSAwie heute.

Wie müsste diese neue regelbasierte
Weltordnung aussehen?

Die Welt besteht nicht aus Guten
und Bösen. Sie ist multipolar. Europa
könnte und müsste vermitteln zwi-
schen USA, Russland und China. Wir
brauchen so etwas wie einen neuen
Wiener Kongress zu Beginn des
19. Jahrhunderts mit offenen Gesprä-
chen über Einflusszonen, Sicher-
heitsinteressen, Konfliktlinien und
Interventionsverboten. All-in im Uk-
raine-Krieg zu gehen und einen
neuen Kalten Krieg zu provozieren,
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Blick aus Brüssel

Dergrößte
Gefährder sitzt
imWeißenHaus

W er ist die größere Gefahr für Europa:
Wladimir Putin oder Donald
Trump? Noch vor kurzem hätte
diese Frage absurd geklungen. Bei

jedem Ministertreffen und jedem EU-Gipfel in
Brüssel wurde die russische Gefahr beschworen,
immer stand der „völkerrechtswidrige Angriffs-
krieg in der Ukraine“ ganz oben auf der Tagesord-
nung. Dann kam der völkerrechtswidrige Militär-
coup der USA in Venezuela – und plötzlich wusste
die EU nicht mehr, was sie sagen sollte. In ersten
Reaktionenwarweder voneinemAngriff nochvon
einem Verstoß gegen das Völkerrecht die Rede.
Auch von Trump wollten die EU-Politiker lieber
nicht sprechen. Stattdessen forderten sie „alle Ak-
teure“ zur „friedlichenLösungderKrise“ auf.

Doch wenn Kommissionschefin Ursula von
der Leyen undKanzler FriedrichMerz gehofft ha-
ben sollten, sich so aus der Affäre ziehen zu kön-
nen, dann haben sie sich getäuscht. Trump wit-
terte die Schwäche der Europäer, die „komplexe
Lage“ in Venezuela überfordert sie. Also legte der
MAGA-Mann nach – und erklärte Grönland zum
nächsten Ziel seiner imperialen Strategie.

Nun schrillen alle Alarmglocken in Brüssel
und Berlin, aber auch in Nuuk und Kopenhagen.
Grönland ist nicht nur eine Insel in der Arktis,
sondern Teil des Königreichs Dänemark – und
damit EU-Gebiet. Trump will es sich einverlei-
ben, imNamen der nationalen Sicherheit. Das ist
ungefähr so, als wolle sich Putin das Baltikumho-
len, zum Schutz der russischenMinderheiten.

Auf das Baltikum-Szenario sind die Europäer
vorbereitet, auf den Grönland-Krieg nicht. Dabei
braucht es nicht einmal einen Krieg, um das däni-
sche Autonomiegebiet zu erobern. Die Amerika-
ner sind längst da – auf denMilitärbasen derNato,
derGrönlandauchangehört.Trumpmussbloßer-
klären, dassDänemarkdasNato-Gebiet nicht aus-
reichend schütze, schon kann er zugreifen.

Das wäre das Ende der Atlantischen Allianz,
warntdiedänischeMinisterpräsidentinMetteFre-
deriksen. Sie übertreibt. Die Nato – das waren im-
mer schondieUSA, dann lange garnichts.DieEU-
Staaten haben es nicht mal vermocht, eine eigen-
ständige „europäische Säule“ im Bündnis aufzu-
ziehen. Sogarbei derAufrüstung folgen sieTrump.

Außerdem haben Ost- und Nordeuropäer viel
zu große Angst vor Russland, als dass sie die Nato
wegen ein paar GIs im Eis aufgegeben würden.
Finnland und Schweden sind der US-geführten
Allianz gerade erst beigetreten, die Ukraine hat
keinen sehnlicheren Wunsch. Der Verlust Grön-
lands wäre daher nicht das Ende der Nato, wohl
aber ein fataler Schlag für die EU.

Schon dreimal hat Trump die Europäer vorge-
führt: beim Handelsdeal im Sommer 2025, beim
USA-Russland-Gipfel und beim Friedensplan für
die Ukraine. Dreimal hat die EU-Führung so
getan, als sei alles halb so wild. Ein viertes Mal
dürfte ihr dieses Kunststück der Selbstverleug-
nung nicht gelingen.

Wenn Grönland fällt, dann scheitert die EU.
Schon jetzt steht die „geopolitische Kommission“
als Papiertiger da. Statt die gegenüber Putin be-
schworenen Prinzipien auch gegen Trump zu
verteidigen, wendet sie doppelte Standards an.
Eine Sprecherin verstieg sich sogar zu der Be-
hauptung, der Coup in Venezuela sei eine
„Chance für demokratischenWandel“.

Wie wird die EU-Führung reagieren, wenn
Trump nach Grönland greift? Das weiß sie wohl
selbst bislang nicht. Klar ist nur, dass der MAGA-
Mannderzeit eine größereGefahr fürEuropadar-
stellt als Putin. Trump hat Venezuela in einem
Tag erobert. Putin steckt nach vier Jahren immer
noch in der Ostukraine fest. Doch die EU-Politik
kreist weiter umdie Gefahr aus Russland.

Eric Bonse ist Politikwissenschaftler und Journalist. Er arbeitet seit
2004 als freier EU-Korrespondent in Brüssel und betreibt den News-
blog „Lost in EUrope“.

Dezember 2010: AngelaMerkel und ihr damaliger Berater Erich Vad in Afghanistan
FABRIZIO BENSCH

ZUR PERSON

Erich Vad ist promovierter Historiker
und Brigadegeneral a. D. der Bun-
deswehr. Er war Gruppenleiter im
Bundeskanzleramt, Sekretär des
Bundessicherheitsrates, dem höchs-
ten Sicherheitsgremium der Bun-
desrepublik Deutschland, sowie mi-
litärpolitischer Berater der damaligen
Bundeskanzlerin AngelaMerkel.

Er ist Autor der Bestseller „Ernstfall
für Deutschland“ und „Krieg oder
Frieden – Deutschland vor der
Entscheidung“, die beide imWestend
Verlag erschienen sind, letzteres
in Zusammenarbeit mit Klaus
von Dohnanyi.

ERIC BONSE

„Wenn wir
in einen Krieg

in Zentraleuropa
geraten,

ist Deutschland
Aufmarschgebiet,

logistische
Drehscheibe und
Schlachtfeld.“
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